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Quo vadis, Europa?
Goethe-Universität begrüßte zweiten Jahrgang 
der Mercator Science-Policy Fellows. Wichtige 
Themen der Gespräche mit der Wissenschaft: 
Zukunft der EU und Flüchtlingskrise 

Mitte Oktober kam zum ersten Mal der zweite Jahrgang des Mercator 
Science-Policy Fellow-Programms auf der Jahresveranstaltung in Frankfurt 
zusammen. Die 23 neuen Fellows aus Politik, Verwaltung und Medien 
erhalten für ein Jahr den Status von Gastwissenschaftlern. Neben Vorträgen 
standen auf der Konferenz Gespräche mit Wissenschaftlern der RMU-Uni-
versitäten im Fokus. Der UniReport hatte die Gelegenheit, an zwei Gesprä-
chen teilzunehmen. 

Europa, gefangen in nationalen 
Egoismen?
Das Vorzeigemodell Europa hat, so 
scheint es, einige Risse bekommen. 
Parteien, die den europäischen Ei­
nigungsprozess nachhaltig in Frage 
stellen, erhalten großen Zulauf, 
mittlerweile auch in Deutschland. 
Finanz- und Flüchtlingskrise haben 
die Gräben innerhalb der EU sicht­
bar werden lassen; auch der Brexit 
und die anstehenden Verhandlun­
gen zum Austritt Großbritanniens 
stellen die EU vor große Herausfor­
derungen. Was bedeutet das aber 
für Politik und Verwaltung, wie 
kann wieder neues Vertrauen in 
demokratisches Handeln zurückge­
wonnen werden? 

Prof. Sandra Eckert ist Politik­
wissenschaftlerin an der Goethe-

Universität mit dem Schwerpunkt 
„Politik im Europäischen Mehr­
ebenensystem“. Sie hebt in der 
Gesprächsrunde mit drei Mercator-
Fellows einleitend hervor, dass der 
französische Staatspräsident Em­
manuel Macron bei seinem Besuch 
der Goethe-Universität im Vorfeld 
der Buchmesse sich bemüht habe, 
die Idee eines geeinten Europas 
wiederzubeleben, allerdings nur 
wenig Konkretes genannt habe. 
Macrons proeuropäischer Kurs, der 
sich von früheren französischen 
Präsidenten deutlich unterscheide, 
werde in Deutschland sehr positiv 
aufgenommen, in Frankreich hin­
gegen sei er umstritten. 

In der politikwissenschaftlichen 
Forschung, so Eckert, sei man lange 
Zeit vom Dreischritt ausgegangen, 
der notwendig sei, um ein geeintes 
Europa zu legitimieren: Zuerst müsse 
Europa überhaupt zum Thema in 
der nationalstaatlichen Öffentlich­
keit und in der politischen Arena 
gemacht werden, dann müsse Eu­
ropa Gegenstand der politischen 
Auseinandersetzung, also politisiert 
werden, und zuletzt würde diese 
Politisierung die demokratische Le­
gitimation des europäischen Projek­
tes stärken. Hintergrund dieser An­
nahmen ist, dass Europathemen zu 
lange „entpolitisiert“ wurden, zu­
mindest von den Parteien der Mitte. 
Man habe also angenommen, dass 
eine verstärkt europäische Dimen­
sion im Diskurs den Rückhalt für 
das Projekt EU fördern könnte. Mit 
der Politisierung kämen aber vor 

allem europakritische und europa­
skeptische Stimmen zum Zuge. 
Heute werde, so Eckert, zwar mehr 
in Medien über Europa berichtet, 
wir wüssten damit auch mehr über 
unsere Nachbarländer als noch vor 
10 bis 20 Jahren. Aber die Bericht­
erstattung sei doch jeweils recht 
national gefärbt, es gebe sehr unter­
schiedliche Wahrnehmungen zum 
selben Thema. 

Lena Keul, eine von 23 neuen 
Mercator-Fellows, leitet das Referat 
„Klimaschutz, Klimawandel“ im 
Hessischen Umweltministerium. Sie 
möchte die Landespolitik noch bes­
ser in nationale und europäische 
Zusammenhänge einbetten, sieht 
aber die Herausforderung, Ver­
trauen in Verwaltungshandeln über 
die Legislaturperiode hinaus zu ge­
winnen. Sandra Eckert kommen­
tiert: „Die Frage stellt sich, inwiefern 
Themen wie Klimaschutz auch an 
Agenturen delegiert werden könn­
ten. Die Europäische Zentralbank 
beispielsweise ist auch nicht ge­
wählt worden, kümmert sich aber 
um die Geldpolitik der EU. Das 
könnte unter Umständen ein Vor­
bild auch für andere Politikfelder 
sein.“ Allerdings zeige gerade das 
Beispiel EZB, dass die Nationen je­
weils in ganz unterschiedlicher Aus­
prägung Kritik an der EU übten. In 
Deutschland hätten die Menschen 
angesichts der niedrigen Zinsen vor 
allem Angst um ihr Erspartes, in Ita­
lien hingegen sehe man EZB-Präsi­
dent Mario Draghi sehr einseitig als 
„Soldaten Merkels“. 

Dr. Niklas Wagner, der als Diplo­
mat im Auswärtigen Amt tätig ist 
und dort die Steuerungsgruppe 
Strategische Kommunikation leitet, 
sieht ein gewichtiges Problem in 
einer fehlenden gesamteuropä­
ischen Öffentlichkeit. Regierungs­
chefs wie Angela Merkel rechtfer­
tigten ihre Politik immer noch vor 
einer nationalen, nicht aber vor 
einer europäischen Öffentlichkeit. 
„Man verlangt vom Bürger: Denk 
europäisch!, aber die Politik tut es 
ja auch nicht“, so Wagner. 

Dass die nun auch in Deutsch­
land verstärkt geübte Kritik an Eu­
ropa durchaus auch positiv gese­
hen werden kann, wirft Dr. Holger 
Krimmer, Geschäftsführer der Zi­
viZ GmbH im Stifterverband, in 

die Gesprächsrunde: Denn es 
werde nun wieder über mehr De­
mokratie und politische Bildung 
nachgedacht. Er vermisst allerdings 
Ähnliches auf europäischer Ebene. 
„Doch, mit jeder Vertragsreform 
wurde und wird über Demokratie­
defizite in der EU diskutiert“, ent­
gegnet Sandra Eckert; dabei stände 
nicht nur die demokratische Legi­
timität der EU im Fokus, sondern 
auch der Output auf einigen Poli­
tikfeldern. Ohnehin sei in der 
europäischen Politik durch ein so 
genanntes „Transparenzregister“ viel 
offener, welche Interessengruppen 
und Lobbyisten auf die Politik Ein­
fluss nähmen; Selbiges gäbe es in 
Deutschland noch nicht.

Integration durch Ausbildung
Kaum ein Thema dürfte in den letz­
ten Jahren die Öffentlichkeit in 
Deutschland so bewegt haben wie 
die Flüchtlingskrise. Die Zahlen der 
Neuankömmlinge sind stark gesun­
ken, andere Aspekte stehen nun auf 
der Agenda: Wie kann man die  
ins Land gekommenen Geflüchte­
ten integrieren? Wie gehen Politik 
und Verwaltung damit um, dass bei 
vielen Menschen unsicher ist, ob sie 
überhaupt bleiben dürfen oder wol­
len? Mercator-Fellow Tonio Rieger 
ist Leiter des Referates „Arbeits­
marktpolitik, Arbeitsförderung und 
Qualifizierung“ im Bayerischen Ar­
beitsministerium. Neben anderen 
zukunftsträchtigen Themen wie Le­
benslanges Lernen und Digitalisie­
rung ist es vor allem auch die  
Integration von Geflüchteten und 
Migranten in den Arbeitsmarkt, die 
ihn umtreibt. Seine Gesprächspart­
nerin ist Prof. Susanne Schröter, 
Leiterin des Forschungszentrums 
Globaler Islam an der Goethe-Uni­
versität. Die Ethnologin hat viele 
Jahre in Indonesien gelebt und ge­
forscht, heute beschäftigt sie sich 
schwerpunktmäßig mit dem Islam 
und Islamismus weltweit. Schröter 
betont die Bedeutung eines inter­
kulturellen Austausches für Integ­
ration: „Wir müssen es hinbekom­
men, dass die Menschen die 
Begegnung mit dem Fremden als 
eine Bereicherung erfahren“, er­
gänzt aber, dass auch die Geflüchte­
ten sich mit der Kultur ihrer neuen 

Heimat beschäftigen müssten. Wo­
ran die Deutschen sich gewöhnen 
müssten, sei, dass sie sich noch stär­
ker ihrer Werte bewusst werden: 
„Unser heutiges Wertefundament 
ist im Prinzip noch sehr jung: Die 
Gleichberechtigung von Mann und 
Frau, die bei uns ohnehin noch 
nicht komplett umgesetzt ist, gibt es 
erst seit ca. 30 Jahren. Dass Frauen 
und Männer dies hart erkämpfen 
mussten, sollte den Neuankömm­
lingen, die oftmals aus sehr traditio­
nellen und patriarchalisch gepräg­
ten Regionen stammen, noch stärker 
vermittelt werden. Denn so erken­
nen sie, warum diese Debatte in 
Deutschland sehr emotional geführt 
wird“, betont Schröter.   

Arbeitsmarktexperte Tonio Rie­
ger berichtet, dass durch die sehr 
gute Arbeitsmarktlage viele Unter­
nehmen zunehmend Schwierigkei­
ten haben, ihren Fachkräftebedarf 
zu decken, und auch bereit seien, 
Geflüchtete einzustellen. Allerdings 
mangelt es oft an der passenden 
Qualifikation. Er ist aber davon 
überzeugt: „Das Erlernen der Spra­
che und eine qualifizierte Ausbil­
dung sind zentral für die Integra­
tion.“ Er ergänzt, dass viele der  
ins Land gekommenen Menschen 
gerne direkt Geld verdienen woll­
ten, und zwar aus durchaus nach­
vollziehbaren Gründen: „Oft hat 
man noch Schulden bei denjeni­
gen, die einem bei der Flucht ge­
holfen haben, oder möchte gerne 
der Familie in der Heimat Geld 
schicken.“ Spezielle Ausbildungs­
akquisiteure kümmerten sich in 
Bayern um die schwer vermittel­
baren jungen Leute; man müsse 
manchmal schon Überzeugungsar­
beit leisten, so Rieger, um die Men­
schen von der Notwendigkeit einer 
Ausbildung zu überzeugen. Prof. 
Susanne Schröter pflichtet Rieger 
bei, wenn es um die Verabschie­
dung eines Fachkräftezuwande­
rungsgesetzes geht: „Wir müssen 
hinsichtlich der Einwanderung ganz 
klar formulieren, wo wir Bedarf 
haben und wo nicht; problematisch 
ist es, wenn Migranten zu hohe 
Erwartungen haben, was sie in 
Deutschland erwartet – da tut Auf­
klärung not.“� df

Prof. Susanne Schröter und Tonio Rieger vor dem „Interkulturellen Schrein“  
im Forschungszentrum Globaler Islam.  Fotos: Frank

Prof. Sandra Eckert (2.v.r.) im Gespräch mit Lena Keul, Dr. Holger Krimmer und Dr. Niklas Wagner.
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